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Nachdem im vergangenen Jahr die 
ETH Zürich ihr Institut für Astro-
nomie aufgrund schwerer Mängel 
in der Personalführung durch 
die Institutsleitung geschlossen 
hat,1) sieht sich nun auch das Max-
Planck-Institut für Astrophysik 
(MPA) in Garching ähnlichen Vor-
würfen ausgesetzt. Bereits im Fe-
bruar machte ein Bericht bei Spie-
gel Online die Probleme publik, die 
intern wohl schon seit 2016 bekannt 
sind. Als Ende Juni weitere An-
schuldigungen bei BuzzFeed News 
auftauchten, griff auch Nature das 
Thema auf.2) Jetzt soll eine externe 
Anwaltskanzlei als unabhängige 
Anlaufstelle für alle Angestellten 
bei der Max-Planck-Gesellschaft 
(MPG) dienen. 

Konkret geht es um die Arbeits-
gruppe von Guinevere Kauffmann, 
Direktorin am MPA und weltweit 
anerkannte Astrophysikerin mit 
einem Schwerpunkt zur Bildung 
und Entwicklung von Galaxien. 
Nach eigenen Aussagen pflegte sie 
einen Führungsstil, der mit aller 
Kraft auf eine erfolgreiche Karriere 
vorbereiten sollte. Ein Coaching 
auch während des beruflichen All-
tags habe nun dazu beigetragen, ihr 
Verhalten zu ändern. Unklar bleibt, 
warum es so lange dauerte, bis auf 
die Vorwürfe tatsächliche Maßnah-
men folgten. 

Um zu klären, ob es sich am 
MPA um Einzelfälle handelt oder 
das gesamte Institut betroffen ist, 
fand eine institutsinterne Befra-
gung der Doktoranden und Post-
docs statt.3) Etwa die Hälfte der 
120 Befragten antwortete und zeigte 
sich mit dem wissenschaftlichen 
Umfeld und der sozialen Situation 
zufrieden – vor allem die Männer, 
Frauen sehen beides kritischer. Drei 
Personen berichteten von Mobbing, 
hinzu kommen zwei Beschwerden 
über sexuelle Belästigung. Erschre-
ckend ist dabei, dass vom Mobbing 
fast zwei Drittel der Befragten 
wussten. Ein Fünftel gab an, schon 
von sexueller Belästigung am Insti-
tut gehört zu haben. 

Gleichzeitig scheinen die zu-
ständigen Beschwerdestellen wenig 
bekannt zu sein. Darüber hinaus 
ist das Vertrauen in sie eher gering: 
Sowohl gegenüber Ombudsperson 
und Betriebsrat im Institut wie 
auch mit Fachbeirat und Schlich-
tungsstelle der MPG möchte mehr 
als ein Fünftel der Befragten nicht 
offen über Probleme sprechen. Hier 
könnte die Idee helfen, eine externe 
Anwaltskanzlei als zusätzliche An-
laufstelle zu etablieren. Diese garan-
tiert den Betroffenen Anonymität. 
Laut Martin Stratmann, Präsident 
der MPG, laufen auch Verhand-
lungen mit dem Gesamtbetriebsrat 
zu einem Whistleblower-System. 

Wichtig wird vor allem sein, wie 
die zuständigen Stellen mit den Be-
schwerden umgehen. Denn inner-
halb der Max-Planck-Gesellschaft 
ist wohl nicht nur das Institut für 
Astrophysik in Garching betroffen: 
Mitte August berichtete erneut 
Spiegel Online über ähnliche 
Vorfälle an einem Institut in Sach-
sen.4) Stratmann will nun mit Hilfe 
einer Task Force klären, ob es sich 
um strukturelle Probleme innerhalb 
der MPG handelt. Bisher hält er da-
ran fest, dass die kollektive Leitung 
der Institute durch die Direktoren 
ein gutes System darstellt. 

Kerstin Sonnabend

n Neue Anlaufstelle für Mobbing-Opfer
Die Max-Planck-Gesellschaft geht nach Vorfällen am Max-Planck-Institut für Astrophysik neue Wege.

1) Physik Journal,  
Dezember 2017, S. 14

2) Spiegel Online: bit.
ly/2HQIN7t, BuzzFeed 
News: bzfd.it/2BlqXdF 
und Nature 559, 159 
(2018)

3) Die Ergebnisse der 
Befragung finden sich 
unter bit.ly/2KQ8xBb.

4) Spiegel Online:  
bit.ly/2B9FGYX

„Fake Science – Die Lügenma-
cher“ hieß die nur halbstündige 
Reportage, in der die Journalistin 
Svea Eckert und ihr Kollege Peter 
Hornung von den Machenschaf-
ten wissenschaftlicher Schein-
verlage berichteten.+) Die beiden 
reichten automatisch generierte 
Nonsens-Publikationen ein und 
präsentierten diese auf vermeintlich 
wissenschaftlichen Konferenzen 
der ominösen „World Academy of 
Science, Engineering, and Technol-
ogy“ (WASET). Dass das durchaus 

lukrative Geschäft mit wissenschaft-
lichen Publikationen auch schwarze 
Schafe anlockt, ist keine neue Er-
kenntnis. Raubverleger kassieren 
Publikations gebühren, ohne dafür 
den Gegenwert in Form von Peer 
Review und editorischer Sorgfalt 
zu liefern.

Begleitend zur Fernsehsendung 
führte ein Journalisten-Netzwerk, 
unter anderem von Süddeutscher 
Zeitung, ARD, ORF, Falter und Le 
Monde, eine umfangreiche Recher-
che über unwissenschaftliche Publi-

kationen durch.#) Demnach haben 
im Laufe von zehn Jahren mehr 
als 5000 Forscherinnen und For-
scher aus Deutschland Beiträge in 
wertlosen Online-Fachzeitschriften 
scheinwissenschaftlicher Verlage 
veröffentlicht, oft finanziert mit öf-
fentlichen Geldern. Der größte An-
teil stammt von Universitäten, ge-
folgt von Forschungseinrichtungen 
und in weit geringerem Maße von 
Unternehmen und Behörden. Welt-
weit seien rund 400 000 Forsche-
rinnen und Forscher betroffen.

Die Max-Planck-Gesellschaft – hier der Eingang zur Generalver-
waltung – will gegen schlechte Personalführung vorgehen.
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n Unkraut im Publikationsdschungel
Eine Fernsehreportage entzündet die Diskussion um vorgetäuschte wissenschaftliche Zeitschriften.

+) Die Sendung ist bis 
23. Juli 2019 verfügbar 
unter bit.ly/2JQgKER.

#) Dossier: Das Geschäft 
mit der Wissenschaft,  
bit.ly/2MQUQDB
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Die Allianz der Wissenschafts-
organisationen reagierte darauf 
mit einer Erklärung, in der sie 
bekräftig te, dass die Einhaltung 
der hohen Standards der Qualitäts-
sicherung als Element der guten 
wissenschaftlichen Praxis unver-
zichtbar sei.&) Das gelte vor allem 
für aufwändige Peer-Review-Ver-
fahren durch ausgewiesene Exper-
ten. Die durch Medienrecherchen 
aufgezeigten Fälle machten deut-
lich, dass dieses Problem in den 
vergangenen Jahren an Umfang zu-
genommen habe. Dennoch betreffe 
diese Problematik nur einen sehr 
geringen Anteil aller Wissenschaft-
lerinnen und Wissenschaftler. 

Um gegen Phänomene wie das 
„Predatory Publishing“ vorzuge-
hen, komme es nach Ansicht der 
Wissenschaftsorganisationen in 
erster Linie darauf an, qualitativ 
hochwertige und seriöse Praktiken 
zu stärken und die Kriterien der 
Abgrenzung zu unseriösen Prak-
tiken zu verschärfen. Ein solch 
wissenschaftsgeleitetes Verfahren 
müsse selbstreinigend dafür sorgen, 
dass das wissenschaftliche Publi-
kationssystem weiterhin höchsten 
inhaltlichen Qualitätsansprüchen 
genüge. Eine wichtige Aufgabe 
übernehme hierfür etwa das „Di-
rectory of Open Access Journals 
(DOAJ)“, das wissenschaftliche 
Fachzeitschriften mit Qualitäts-
kontrolle listet. Aller dings sei ein 
Artikel nicht automatisch unwis-
senschaftlich, falsch oder „Fake Sci-
ence“, wenn er in einem „Predatory 
Journal“ erschienen ist.

Der Wissenschaftsjournalist 
Patrick Illinger verteidigte dagegen 
die Verwendung des Begriffs „Fake 
Science“ und forderte die Wissen-
schaft auf, statt „diese Entwicklung 
zu negieren oder kleinzureden, [...] 
mit aller Kraft [zu] helfen, den Irr-
sinn einzudämmen und die Wissen-
schaftskompetenz der Öffentlichkeit 
zu stärken.“%)

Ist der Erfolg der „Fake Journals“ 
möglicherweise auch ein Symptom 
für den hohen Publikationsdruck in 
der Wissenschaft oder eine Schat-
tenseite des Open-Access-Systems? 
Hier hat die Diskussion sicher erst 
begonnen. 

Alexander Pawlak

n Kein Deal in Sicht

Anfang Juli wurden die Verhand-
lungen über eine Nationallizenz 
mit dem Verlag Elsevier unter-
brochen.

Seit 2016 verhandelt das Projekt 
DEAL im Auftrag der Allianz der 
Wissenschaftsorganisationen mit 
dem niederländischen Verlag Else-
vier über bundesweite Lizenzver-
träge für sämtliche elektronischen 
Zeitschriften. Aufgrund überhöhte 
Forderungen des Verlags liegen 
die Verhandlungen derzeit wieder 
auf Eis.

In den Monaten zuvor hatten 
Elsevier und die DEAL-Verhand-
lungsgruppe über ein deutschland-
weites Publish&Read-Modell als 
Vorstufe von Open Access verhan-
delt. Laut einer Pressemitteilung 
des Elsevier-Verlages hatte man 
sich auf dieses Übergangsmodell 
geeinigt und darauf, den Übergang 
zu Open Access in Deutschland 
zu beschleunigen.1) Horst Hippler, 
Verhandlungsführer des DEAL-
Lenkungsausschusses und Präsi-
dent der Hochschulrektorenkon-
ferenz, entgegnete jedoch: „Eine 
Übergangslösung für die zweite 
Jahreshälfte 2018 ist für die wissen-
schaftlichen Einrichtungen in 
Deutschland nur dann zielführend, 
wenn mit Elsevier eine grund-
sätzliche Einigung über die Rah-
menbedingungen eines künftigen 
Publish&Read-Vertrags hergestellt 
werden kann. Das ist nach aktu-
ellem Stand jedoch nicht gegeben.“ 

Zum Jahresende 2016 bzw. 2017 
haben im Hinblick auf eine Natio-
nallizenz rund 200 wissenschaft-
liche Einrichtungen ihre Lizenz-
verträge mit Elsevier nicht mehr 
verlängert. Zudem legten aufgrund 
der stockenden Verhandlungen im 
Herbst 2017 zahlreiche namhafte 
Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler ihre Herausgeberschaft 
für Elsevier nieder. Bislang hatten 
die betroffenen Institutionen wei-
terhin Zugriff auf Zeitschriften des 
nieder ländischen Verlagshauses, 
doch nun hat Elsevier den Zugang 
offenbar gesperrt. Für diesen Fall 
hatte die DEAL-Gruppe angekün-
digt, entsprechende Vorkehrungen 
zu treffen.

Ziel sei es weiterhin, mit den 
größten wissenschaftlichen Ver-
lagen zu einem zukunftsfähigen 
Modell des Publizierens und Lesens 
wissenschaftlicher Literatur zu 
kommen – im Zentrum stehe da-
bei der Übergang zu Open Access. 
„Elsevier ist aber weiterhin in Be-
zug auf einen deutschlandweiten 
Vertrag nach diesem Modell nicht 
bereit, einen wissenschaftsadäqua-
ten Leistungsumfang unter den 
Grundsätzen des Open Access an-
zubieten, der nachhaltig finanzier-
bar ist“, bedauert Horst Hippler die 
aktuelle Entwicklung.

Maike Pfalz / HRK

n Kitas statt Unis

Nicht alle Bundesländer verwen-
den die frei gewordenen BAföG-
Mittel für die Hochschulen.

Seit 2015 sind die Länder von den 
Ausgaben für das BAföG entlastet 
und können dadurch rund eine 
Milliarde Euro einsparen. Am Ende 
jeden Haushaltsjahres müssen sie 
den Bundestag darüber informie-
ren, wie sie diese Mittel eingesetzt 
haben.2) 

Im Jahr 2017 gaben die Bundes-
länder diese Mittel im Bildungs-
bereich aus – doch nicht immer 
für die Hochschulen. So setzte 
Schleswig-Holstein seine Mittel 
ausschließlich im schulischen 
Bereich ein. Dort kamen die vor-
maligen BAföG-Mittel vor allem 
für mehr Personal, Inklusion, 
Integration und Sprachförderung 
oder für den Ausbau der Ganz-
tagsbetreuung zum Einsatz. Nie-
dersachsen dagegen investierte das 
Geld verstärkt im frühkindlichen 
Bereich, um beispielsweise eine 
dritte Kraft in Krippengruppen 
einsetzen zu können. Hessen und 
Sachsen-Anhalt verwendeten die 
Etats ausschließlich für die Hoch-
schulen und erhöhten damit deren 
Grundfinanzierung beziehungs-
weise setzten das Geld zur Verbes-
serung der Qualität der Lehre ein 
und zur Teilhabe von Studierenden 
und Mitarbeitern mit Behinderung 
an Lehre und Forschung. 

Maike Pfalz / DHV

&) Die Stellungnahme 
findet sich als PDF auf 
bit.ly/2MfCYWS.

%) P. Illinger, Süddeut-
sche Zeitung, 31. Juli 2018:  
bit.ly/2BaqSJG

1) Elsevier ist einer 
natio nalen Vereinbarung 
mit dem Projekt DEAL 
verpflichtet, vgl. 
bit.ly/2KE9Nas.

2) Für das Jahr 2017 
findet sich der Bericht 
unter http://dip21.bun-
destag.de/dip21/
btd/19/024/1902498.pdf.


